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Kurt Pärli
Observation von Versicherten – Der Gesetzgeber  
auf Abwegen
Gemäss einem Entscheid des EGMR ist die Überwachung von Versicherten ein schwerer Eingriff in die 
Privatsphäre und bedarf einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage, die u. a. Vorhersehbarkeit und Ver-
hältnismässigkeit der Überwachung regelt. Der Gesetzgeber müsste also ein Gesetz schaffen, mit dem 
der Überwachung klare Grenzen gesetzt und so die Grundrechte geschützt werden. Mit dem neuen Ob-
servationsartikel hat das Parlament genau das Gegenteil gemacht. Die Sozialversicherer erhalten weit-
reichende Kompetenzen zur Anordnung und Durchführung von Überwachungen ohne adäquate rechts-
staatliche Schranken.
Inhaltsübersicht
I. Wie es zum Überwachungs gesetz kam
II. So darf künftig überwacht werden
III. Das Parlament hat versagt
I. Wie es zum Überwachungs­
gesetz kam 
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) stellte in der Entscheidung Vukota gegen 
die Schweiz fest, dass die Überwachung von Per­
sonen, die Sozialversicherungsleistungen beziehen, 
einen schweren Eingriff in das in Art. 8 EMRK ga­
rantierte Menschenrecht auf Schutz des Familien­ 
und Privatlebens darstellt.1 Eine solche Überwa­
chung bedürfe einer ausdrücklicheren Grundlage 
in einem Gesetz. Im Unterschied zum Bundesge­
richt2 genügte dem EGMR die Abklärungsbefug­
nis in Art. 43 des Bundesgesetzes über den Allge­
meinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) 
in Verbindung mit Art. 96 des Bundesgesetzes 
über die Unfallversicherung (UVG) nicht als gesetz­
liche Grundlage. Der EGMR schreibt in seinem 
 Urteil auch inhaltliche Kriterien an ein Überwa­
chungsgesetz vor. So müssen die gesetzlichen Be­
stimmungen klar und detailliert ausgestaltet sein. 
Für die betroffenen Personen muss vorhersehbar 
sein, wann sie mit einer verdeckten Überwachung 
rechnen müssen.3 Der EGMR verlangt weiter, dass 
die Art, der Umfang, die Dauer sowie die Voraus­
setzungen der Überwachung geregelt werden 
müssen. Auch ist erforderlich, dass die Kontrolle 
der Überwachung sichergestellt ist und der über­
 1 EGMR vom 18. Oktober 2016 – Nr. 61838/10, Vukato­Bojic/
Schweiz.
 2 BGE 135 I 169.
 3 EGMR vom 18. Oktober 2016 – Nr. 61838/10, Vukato­Bojic/
Schweiz, Rz. 66.
wachten Person müssen Rechtsmittel zur Verfü­
gung stehen.4
Das EGMR­Urteil führte dazu, dass die Unfall­
versicherer die Überwachung von Versicherten vor­
erst einstellten. Gestützt auf die EGMR­Entschei­
dung kam das Bundesgericht im Urteil vom Juli 
2017 zum Schluss, dass es auch im Invalidenver­
sicherungsgesetz an einer ausreichenden gesetz­
lichen Grundlage für eine Überwachung fehlt.5 Da­
durch wurde der Druck auf den Gesetzgeber, 
möglichst rasch eine gesetzliche Grundlage für die 
Überwachung zu schaffen, noch erhöht. Im Eilzugs­
tempo hat das Parlament nun mit Art. 43a ATSG 
einen Observationsartikel geschaffen.6 Das Tempo 
und der Druck seitens der Versicherer bekamen 
dem Gesetz nicht gut.
II. So darf künftig überwacht werden
Der neue Observationsartikel birgt mehrere Prob­
leme. So braucht es für die Überwachung, mit Aus­
nahme des Anbringens von GPS­Trackern, keine 
richterliche Genehmigung. Für die Überwachung 
genügt ein im Gesetz sehr vage umschriebener 
Anfangsverdacht.7 Wenn keine GPS­Tracker ein­
gesetzt werden, kann «eine Person mit Direktions­
funktion im fallbearbeitenden Bereich oder im Be­
reich Leistungen des Versicherungsträgers» die 
Überwachung anordnen.8 Der Versicherungsträ­
ger kann externe Spezialistinnen und Spezialisten 
 4 EGMR vom 18. Oktober 2016 – Nr. 61838/10, Vukato­Bojic/
Schweiz, Rz. 68.
 5 BGE 143 I 377. Im konkreten Fall erachtet das Bundegericht 
indes trotz fehlendender rechtlicher Grundlage die Verwertung 
des Observationsmaterials angesichts des überwiegenden öffent­
lichen Interesses an der Aufdeckung des Versicherungsbetruges 
als zulässig.
 6 Gegen das Gesetz wurde das Referendum ergriffen, siehe http://
www.grundrechte.ch/referendum­gegen­versicherungsspione.html 
 7 Art. 43a Abs. 1 lit. a und b ATSG. 
 8 Art. 43a Abs. 2 ATSG (neu). 
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mit der Observation beauftragen.9 Die Überwa­
chung ist nicht nur an allgemein zugänglichen Or­
ten zulässig, sondern auch an Orten, «die von ei­
nem allgemein zugänglichen Ort aus frei einsehbar 
sind».10 Eine Beschränkung des Einsatzes techni­
scher Mittel für die Überwachung ist nicht vorge­
sehen. Selbst Drohnen sind also als Observations­
instrumente nicht ausgeschlossen. Art. 43a ATSG 
(neu) hält lediglich fest, dass der Versicherungsträ­
ger dabei (bei der Observation) Bild­ und Tonauf­
zeichnungen einsetzen darf. Weiter regelt das Ge­
setz die zulässige Dauer der Observation. Eine 
solche darf höchstens 30 Tage innerhalb eines Zeit­
fensters von sechs Monaten dauern, wobei eine 
Verlängerung um nochmals sechs Monate ange­
ordnet werden darf (durch die Versicherung selbst), 
wenn hinreichende Gründe dafür bestehen.11
Nicht oder kaum geregelt werden die Rechte 
der betroffenen Personen. Vorgesehen ist ledig­
lich, dass spätestens vor Erlass der Verfügung über 
die Leistung eine Information über die Art und 
Dauer der erfolgten Observation geschuldet ist. 
Sollte sich durch die Observation der Verdacht des 
missbräuchlichen Bezugs von Leistungen nicht be­
stätigen, muss der Versicherungsträger eine Ver­
fügung über die Art und Dauer der erfolgten Ob­
servation erlassen. Das Observationsmaterial ist 
in diesen Fällen zu vernichten, soweit nicht die ver­
sicherte Person ausdrücklich verlangt, dass das 
Material in den Akten verbleibt. Weitergehende 
Rechte der Versicherten finden sich im Observati­
onsartikel nicht. Auch fehlt eine Bestimmung, die 
der Verwertung von Überwachungsmaterial, das 
entgegen den geltenden Vorschriften beschafft 
wurde, einen Riegel schiebt.
III. Das Parlament hat versagt 
Sozialversicherungsmissbrauch ist nach Art. 148a 
Strafgesetzbuch (StGB) strafbar. Für die Strafverfol­
gung sind die entsprechenden Strafrechtsbehörden 
zuständig. Wenn sich herausstellt, dass eine Per­
son die Sozialversicherungsleistungen in betrügeri­
scher Weise bezieht oder bezogen hat, so erfolgt 
eine entsprechende strafrechtliche Sanktio nierung 
und selbstverständlich auch eine Rückzahlungs­
pflicht der unrechtmässig bezogenen Leistungen. 
Das ist auch richtig so. Es ist aber grundsätzlich 
fraglich, ob Sozialversicherungen die Kompetenz 
haben sollen, Überwachungen anzuordnen und 
durchzuführen oder ob dies nicht vielmehr Sache 
 9 Art. 43a Abs. 6 ATSG (neu), der Bundesrat erhält in Art. 43a 
Abs. 9 lit. c den Auftrag, die Anforderungen an die Spezialistinnen 
und Spezialisten zu regeln. 
 10 Art. 43a Abs. 4 lit. a und b ATSG (neu). 
 11 Art. 43a Abs. 5 ATSG. 
der Polizei und Justiz sein soll. Vieles spricht für 
eine klare Aufgabenteilung: Sozialversicherungs­
behörden haben abzuklären, ob die Voraussetzun­
gen für den Leistungsbezug vorliegen oder nicht. 
Wenn Zweifel bestehen, ob eine Person wirklich 
aus Krankheits­ und Unfallgründen arbeitsunfähig 
oder invalid ist, dann sind die Sozialversicherungs­
behörden berechtigt und auch verpflichtet, mit (zu­
sätzlichen) ärztlichen Untersuchungen, Gutachten 
usw. die notwendigen Klärungen vorzunehmen. 
Die versicherten Personen sind umfassend zur Mit­
wirkung verpflichtet, einschliesslich der Teilnahme 
an solchen Untersuchungen. Wenn nun trotz all 
dieser Abklärungen der Verdacht eines Miss­
brauchs besteht, so kann schon heute auf dem 
Wege einer Strafanzeige die Justiz eingeschaltet 
werden. Die Strafermittlungsbehörden haben zum 
einen die entsprechenden Kompetenzen zur Auf­
deckung betrügerischen Verhaltens und sind zum 
anderen in einen klaren rechtstaatlichen Rahmen 
eingebunden. Beides ist bei den Sozialversiche­
rungsbehörden nicht der Fall. 
Wenn sich der Gesetzgeber entscheidet, dass 
verdeckte Ermittlungen auch für die Sozialversi­
cherungsbehörden zulässig sein sollen, dann muss 
er diese «Sozialversicherungspolizei» rechtsstaat­
lich ausgestalten. Das würde bedeuten, dass be­
reits auf Gesetzesstufe klare Anforderungen an die 
Aus­ und Weiterbildung der Ermittler vorgeschrie­
ben sind, die Kontrolle der Kontrolleure gewährleis­
tet wäre, die Überwachten vergleichbare Rechte 
wie im Strafprozess haben müssten usw. Der Ge­
setzgeber hätte zudem betreffend zulässige Über­
wachungsmittel eine rote Linie ziehen müssen. 
Geräte, die es erlauben, in den Privatbereich oder 
gar den Geheimbereich von Bürgerinnen und Bür­
gern einzudringen, sollten nicht erlaubt werden. 
Der Einsatz solcher Instrumente mag zur Bekämp­
fung schwerster Straftaten oder Terrorismus zum 
Schutze von Leib und Leben der Bürgerinnen und 
Bürger zulässig sein, aber sicher nicht standard­
mässig zur Überwachung von Bezügerinnen und 
Bezügern von Sozialversicherungsleistungen auf­
grund eines im Gesetz kaum geregelten konkre­
ten Anfangsverdachts. 
Ein Überwachungsgesetz soll staatliche Macht 
hemmen, denn in einem liberalen Staat ist die 
Überwachung Privater auf ein absolutes Minimum 
zu beschränken. Leider hat unser Parlament genau 
das Gegenteil gemacht. Es hat ein Gesetz geschaf­
fen, das den Sozialversicherungsträgern, also etwa 
den IV­Stellen, den Ausgleichskassen, Krankenkas­
sen oder Unfallversicherern (auch Privatversiche­
rern, die das UVG durchführen) zum Teil weiterge­
hende Überwachungskompetenzen verleiht, als 
sie den Behörden im Strafverfahren oder im Nach­
richtendienst zustehen. 
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Der neue Gesetzesartikel ermächtigt alle Sozial­
versicherungen, die dem Allgemeinen Teil des So­
zialversicherungsrechts ATSG unterstehen, zur Ab­
klärung eines allfälligen missbräuchlichen Bezugs 
von Sozialversicherungsleistungen, Überwachun­
gen durchzuführen bzw. zu beauftragen. Das kann 
weitreichende Folgen haben. Sozialversicherungs­
leistungen werden nicht voraussetzungslos ge­
währt, die Versicherten trifft eine sogenannte 
Schadenminderungspflicht, die in den letzten Jah­
ren zunehmend verschärft wurde. Die Versicher­
ten sind aufgefordert, alles zu tun, um Unfälle, 
Krankheiten, Arbeitslosigkeit und Invalidität zu ver­
meiden bzw. die finanziellen Folgen solcher Ereig­
nisse für die Sozialversicherungen möglichst ge­
ring zu halten. Der rechtmässige Bezug von 
Leistungen der Sozialversicherungen hat also viel 
mit unserem Verhalten sowohl im beruflichen als 
auch im privaten Bereich zu tun. Mit dem neuen 
Gesetz eröffnet sich für die Sozialversicherungs­
träger ein riesiges Potenzial für Überwachungen. 
Die nun gesetzlich erlaubten Überwachungs­
möglichkeiten durch die Sozialversicherungen stel­
len sämtliche Bezüger/innen von Leistungen unter 
Generalverdacht des Missbrauchs, und sie fördern 
eine gegenseitige Misstrauenskultur. Es ist in Erin­
nerung zu rufen, wofür Sozialversicherungen da 
sind: Sie dienen der Absicherung wirtschaftlicher 
Folgen elementarer Lebensrisiken wie Krankheit, 
Unfall, Invalidität oder Arbeitslosigkeit. Die Versicher­
ten leisten auf der Grundlage ihres Erwerbseinkom­
mens nicht unerhebliche Beiträge an die  Finanzierung 
dieser Sozialwerke. Wie soll die versicherte Person 
bei Eintritt eines versicherten Risikos den Sozialver­
sicherungsbehörden vertrauen können, wenn diese 
aufgrund dieses Gesetzes auf blossen Verdacht ei­
nes unrechtmässigen Leistungsbezuges hin eine 
Überwachung in die Wege leiten dürfen? Der Sozial­
staatsgedanke wird so mit Füssen getreten. Nur ne­
benbei bemerkt: Zahlreiche Personen und Instituti­
onen beziehen in irgendeiner Weise Leistungen vom 
Staat, man denke an die Unterstützung der Land­
wirtschaft oder Fördermittel für bestimmte Regio­
nen, Wirtschaftszweige usw. Auch hier könnte der 
Gesetzgeber auf den Geschmack kommen, die 
Rechtmässigkeit der Voraussetzungen des Leis­
tungsbezuges durch  flächendeckende Überwachun­
gen abzuklären. Vermutlich wird er dies aber nicht 
tun, denn die Nutzniesser solcher staatlichen Trans­
ferleistungen haben eine schlagkräftigere Lobby im 
Parlament als die Bezüger/innen von Sozialversiche­
rungsleistungen.
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